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Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Entlastung des 
Bundesgerichtshofes in Zivilsadhen 
[Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Hauser (Sas- 
badi), Erhard (Bad Sdiwalbach), Dr. Lenz (Bergstraße), 
von Thadden, Vogel und der Fraktion der CDU/CSUl 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Das Gesetz zur Entlastung des Bundesgerichtshofes in Zivil- 
sachen vom 15. September 1969 hat durch eine Beschränkung 
der Revisionsverfahren bewirkt, daß beim Bundesgerichtshof 
die Neueingänge spürbar zurückgingen und Rückstände auf- 
gearbeitet werden konnten. Die damit erreichte Verkürzung 
der Dauer der Revisionsverfahren ist jedoch gefährdet, wenn 
die im genannten Gesetz vorgesehene Befristung zum 15. Sep- 
tember 1972 wirksam wird. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, die Geltungsdauer 
des BGH-Entlastungsgesetzes zu verlängern. Diese Verlänge- 
rung soll jedoch abweichend vom Gesetzentwurf, der vier Jahre 
vorsieht, nur drei Jahre betragen. 


C. Alternativen 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Gesetzentwurf zur 
Änderung des Rechts der Revision in Zivilsachen und in Ver- 
fahren vor Gerichten der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbar- 
keit sieht eine grundlegende Lösung des Problems der Über- 
lastung der obersten Gerichtshöfe durch Einführung der Grund- 
satzrevision vor. Der Rechtsausschuß sieht keine Möglichkeit 
für eine rechtzeitige Verabschiedung dieses Gesetzes. 


D. Kosten 

keine 


I 


Drude; Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 5t 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3501 


Sachgebiet 302 


Schriftlicher Beridil 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Hauser (Sasbadi), Erhard 
(Bad Schwalbadi), Dr. Lenz (Bergstraße), von Thadden, Vogel 
und der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Entlastung des Bundes- 
gerichtshofes in Zivilsachen 

— Drucksache Vl/3441 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Beermann und 
Dr. Hauser (Sasbach) 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 187. Sitzung 
am 17. Mai 1972 den Gesetzentwurf dem Rechts- 
ausschuß überwiesen. Dieser hat die Vorlage in 
seiner 87. Sitzung am 9. Juni 1972 beraten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den 
Gesetzentwurf mit der Maßgabe anzunehmen, daß 
die Geltungsdauer des Gesetzes zur Entlastung des 
Bundesgerichtshofes in Zivilsachen vom 15. August 
1969 (BGBl. I S. 1141) (BGH-Entlastungsgesetz) nicht 
um vier, sondern nur um drei Jahre verlängert wird. 

II. 

Der Rechts aus schuß hält die im vorliegenden Ge- 
setzentwurf vorgesehene Verlängerung der Gel- 
tungsdauer des BGH-Entlastungsgesetzes zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt für die am besten geeignete 
Maßnahme zur Entlastung des Bundesgerichtshofes. 
Eine andere Lösung erscheint wegen der Eilbedürf- 
tigkeit der zu beschließenden Maßnahmen, die sich 
aus der Befristung des BGH-Entlastungsgesetzes 
zum 15. September 1972 ergibt, nicht mehr möglich. 
Der Ausschuß ist sich darin einig, daß in dem zur 
Annahme empfohlenen Gesetzentwurf nur eine 
Übergangslösung gesehen werden kann, welche die 
Gesetzgebungsorgane des Bundes nicht von der 


Pflicht entbindet, eine dauerhafte Lösung zur Ent- 
lastung des Bundesgerichtshofes und vor allem auch 
des Bundesfinanzhofes anzustreben. Aus diesem 
Grund unterläßt es der Ausschuß ausdrücklich, den 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Rechts der Revi- 
sion in Zivilsachen und in Verfahren vor den Ge- 
richten der Verwaltungs- und Finanzgerichtsbarkeit 
— Drucksache W3I252 — für erledigt zu erklären. 
Die in diesem Regierungsentwurf angegangenen 
Probleme sind mit dem hier zur Annahme vorge- 
schlagenen Gesetzentwurf nicht gelöst; deren Lö- 
sung ist nur vertagt. Diese Probleme enthalten Fra- 
gen von grundsätzlicher Bedeutung für die Rechts- 
ordnung und das Gerichtswesen; eine öffentliche 
Anhörung von Sachverständigen zu diesem Pro- 
blemkreis ist daher geboten. Dies ist unter dem 
gegenwärtigen Zeitdruck nicht möglich. 

Da die bloße Verlängerung der Geltungsdauer 
des BGH-Entlastungsgesetzes nur als übergangs- 
löung zu verstehen ist, hält es der Ausschuß für 
notwendig, eine Befristung bis zum Jahre 1975 vor- 
zusehen. Eine kürzere Geltungsdauer ist nicht ver- 
tretbar, weil Zeit für eine gründliche Bearbeitung 
der Probleme gegeben sein muß; eine längere Gel- 
tungsdauer wäre andererseits wenig geeignet, die 
Arbeit an diesen wichtigen Fragen zu beschleunigen. 


Bonn, den 9. Juni 1972 

Dr. Beermann Dr. Hauser (Sasbach) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3441 — mit der 
Maßgabe anzunehmen, daß in Artikel 1 die Zahl 
„1976" durch die Zahl „1975" ersetzt wird. 


Bonn, den 9. Juni 1972 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Dr. Beermann Dr. Hauser (Sashach) 

Berichterstatter 



